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Auf die Anfrage Nr. 4849/J der Abgeordneten Scheucher und 

Genos.sen vom 23. Jänner 1990, betreffend mögliche Abfallver­

brennung, beehre ich mich folgendes mitzuteilen: 

ad 1 bis 3: 

Über die Verbrennung von Abfällen bzw. Sonderabfällen im 
Braunkohlekraftwerk voitsbe~g 111 liegt meinem Ressort kein 
Projekt vor. 

Grundsätzlich ist die Schaffung inländischer Kapazitäten zu 
einer umweltgerechten Sonderabfallbehandlung jedenfalls drin­

gend erforderlich, um den Export von Sonderabfällen so weit 

wie möglich einzuschränken. Hingewiesen wird darauf, daß sich 
kalorische Kraftwerke in der bekannten Anlagenkonfiguration 
für die Abfallverbrennung nicht eignen, da sie unter anderem 

über besondere feuerungstechnische Ausrüstungen und Anlagen 
zu Rauchgasreinigung verfügen müssen. 

Über Ersuchen des lokalen Abwasserverbandes der Region Voits­

berg-Köflach, die regional anfallenden Klärschlämme im Braun­
kohlekraftwerk Voitsberg 111 mitverbrennen zu können, hat die 
Österreichische Oraukraftwerke AG (ÖOK) einen Antrag auf Be­
willigung dieses Projektes eingebracht. Nach Vorschreibung 
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der vorlage weiterer Unterlagen zur Emmissionsabschätzung zog 

die ÖDK ihren Antrag auf Klärschlammverbrennung im Werk 

voitsberg 111 im Jänner 1990 zurück. 

ad 4 und 6: 

Der Einsatz von Abfall als zusätzlicher Brennstoff im ÖDK 

voitsberg 111 ist meinen Informationen. nach derzeit nicht 

vorgesehen. Die Verfeuerung von Braunkohle im ÖOK Voitsberg 

111 unterliegt den strengen Bestimmungen des Luftreinhaltege­

setzes für Kesselanlagen. 

ad 5: 

Die Errichtung einer Sondermülldeponie im Bezirk Voitsberg 

ist derzeit nach den mir vorliegenden Informationen nicht 

vorgesehen. 

ad 7: 

Laut Mitteilung der Bezirkshauptmannschaft Voitsberg vom 7. 

Februar 1990 betrug das Gesamtabfallaufkommenim Jahre 1987 

im Bezirk Voitsberg 36.754,6 Tonnen. Von den 25 Gemeinden des 

Bezirks entsorgt eine Gemeinde zur Mülldeponie Halbenrain, 

die 24 übrigen zur Mülldeponie Köflach Rosental (Karl­

schacht). Der Bezirk Voitsberg verfügt in Kürze nicht mehr 

über ausreichenden Deponieraum, weswegen in einem Vorauswahl­

verfahren Standortbereiche hinsichtlich Raumverträglichkeit, 

Geologie und Geohydrologie untersucht werden. 
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